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Südbadische HÄNDLER klagen über Kundenschwund

Immer mehr Kunden meiden
die zunehmend als unattraktiv
empfundenen Innenstädte und
kaufen statt dessen im Internet,
hinzu kommen bürokratische
Hemmnisse und als schädlich
empfundene Debatten um Die-
selfahrverbote: All das macht
den Einzelhändlern zwischen
Ortenau, Schweizer Grenze und
Bodensee zu schaffen, wie der
Handelsverband Südbaden am
Freitag in seiner Halbjahres-
Pressekonferenzmitteilte.
Trotz guter Konjunktur, nied-

riger Arbeitslosigkeit und kon-
sumwilliger Kunden hat sich das
Gefühl der Stagnation in der ers-
ten Jahreshälfte 2018 unter den
Händlern weiter verfestigt: „Wir
haben nicht die Dynamik, die
wir uns wünschen“, sagte Ver-
bandspräsident Philipp Frese.
Legten die Umsätze im Einzel-
handel bundesweit im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum immer-
hin um 2,5 Prozent zu, so waren
es in Baden-Württemberg ledig-
lich zwei Prozent. Inflationsbe-
reinigt bedeute das kaum mehr
als Stagnation, konstatierte Fre-
se nüchtern. Ganz ähnlich sehe
es bei der Gewinnentwicklung
aus: 51 Prozent der Händler im
Land vermeldeten sinkende Ein-
nahmen, 31 Prozent konnten ih-
reErlöse immerhinhalten,mehr
Gewinn verzeichneten lediglich
18 Prozent. Zahlen aus Südbaden
wurden diesmal nicht erhoben.
Im Branchenvergleich zeigt

sich, dass Kunden bei Lebens-
mitteln weiterhin verstärkt auf
Qualität setzen, wohingegen der
Bekleidungs- und Schuhhandel
einen Umsatzrückgang hinneh-
men muss. „Das hat auch mit
dem Wetter zu tun“, meinte Fre-
se: „Die Kundin ist im April von
der gefütterten Stiefelette direkt
in die Sandale geschlüpft.“ Stark
nachgefragtwurde aufgrundgu-
ter Baukonjunktur alles, was
Heimwerker für Haus und Gar-
ten brauchen. Ein kleinesWachs-

tum gab es bei der Unterhal-
tungselektronik, das sich jedoch
vorallemaufSmartphones samt
Zubehör beschränkt.
Den Grund für die bescheide-

ne Halbjahresbilanz der Laden-
inhaber sieht Frese im Vor-
marsch des Onlinehandels, der
2018 ein Umsatzplus von zehn
Prozent und ein Volumen von
53,6 Milliarden Euro erwartet.
2017 entfiel fast die Hälfte des
deutschen Onlineumsatzes von
48,7MilliardenEuroaufAmazon
und seinen Marketplace. „Es ist
schon erschreckend, welche Do-
minanz eines einzigen Unter-
nehmens sich hier aufbaut“, sag-
te Frese. Sich dem entgegenzu-
stellen, sei die Herausforderung
der Stunde. Dass sich gerade 30
Auszubildende in der Region für
den neuen Beruf als Kaufmann
und Kauffrau im E-Commerce
entschieden haben, lasse hoffen.

–
„Kümmerer“ für Freiburg
–

Ganz oben auf der Sorgenliste
der Händler stehe der Frequenz-
rückgang in den Innenstädten,
der seineUrsacheauch inderBe-
lastung durch Baustellen und
fehlende Parkplätze habe. Das
betreffe auchdie Schweizer Kun-
den, sagte der stellvertretende
Hauptgeschäftsführer Utz Gei-
selhart: Zwei Drittel der Händler
an der Grenze klagten bereits
über sinkendeUmsätze.
So schaut der Einzelhandel

mit verhaltenen Erwartungen
ins zweite Halbjahr: 34 Prozent
rechnen mit steigenden Umsät-
zen, 24,6 Prozent mit sinkenden
und 41,2 Prozentmit Stagnation.
Mit Blick auf Freiburg und seine
Baustellen sagte der scheidende
Hauptgeschäftsführer Olaf Ka-
ther (siehe Seite 4): „Erreichbar-
keit ist für uns lebenswichtig.“
Ein Konzept für den Innenstadt-
handel sei ebenso nötigwie end-
lichdiePositioneines „Kümmer-
ers“ zu schaffen. SIGRUN REHM

In der Auftaktveranstaltung stellen die ÖkonomenHeiner Flassbeck und Paul Steinhardt ihre These zur GESCHEITERTEN GLOBALISIERUNG vor

In Freiburg hat sich vor kurzem
der Verein Freiburger Diskurse
gegründet. Sein Ziel: mit gegen-
sätzlichenMeinungen in Fragen
der Wirtschaft die Demokratie
stärken. „Mein Antrieb ist eine
gerechte Gesellschaft“, sagt In-
itiator und Unternehmer Hein-
rich Röder.
„Die Globalisierung war eine

wunderbare Idee. Doch nach der
großen Krise, nach Trump und
Brexit ist das Projekt geschei-
tert“, schreiben Heiner Flassbeck
und Paul Steinhardt in ihrem
Buch „Gescheiterte Globalisie-
rung“. Mit der Globalisierung se-
hen die beidenAutoren auch die
liberale Wirtschaftstheorie am
Ende ihrer Erklärungskraft. Mit

ihr sei die Dynamik der Markt-
wirtschaft nicht zuverstehen.
Der Ökonom Flassbeckwar zu

Beginn der rot-grünen Koalition
Staatssekretär imBundesfinanz-
ministerium und später Chef-
volkswirt bei den Vereinten Na-
tionen. Paul Steinhardt war in
verschiedenen Führungsposi-
tionen in Banken tätig. Kom-
menden Donnerstag stellen die
Autoren ihre Thesen in Freiburg
vor – auf Einladung des Vereins
Freiburger Diskurse, der die or-
doliberale Denkrichtung als zu
dominant empfindet und ande-
re Sichtweisen zuWort kommen
lassen will. Der Ordoliberalis-
mussiehtdenStaatalsHüterdes
marktwirtschaftlichen Wettbe-

werbs und Garant für die Frei-
heit des Bürgers auf demMarkt.
Der Solarpark- undWindkraft-

management-Unternehmer
Heinrich Röder will ökonomi-
sche Grundsätze hinterfragen.
ZumBeispiel das kritiklose Beju-
beln von Deutschlands Position
als Exportweltmeister oder die

angebliche Alternativlosigkeit
zumAbbau der Staatsschulden.
Gegründet hat sich der Verein

erst vor wenigen Wochen. Den
Anstoß dazu hat Röder gegeben.
„Ich hatte schon immer großes
Interesse an ökonomischen Fra-
gen“, sagt der gebürtige Kölner.
Die Idee entstand spontanbei ei-
ner Versammlung, deren Gäste
dann prompt zu den ersten Ver-
einsmitgliedern wurden. Die
erste Veranstaltung stand
schnell fest. Röder kennt den
Buchautor Steinhardt von ei-
nem gemeinsamen Windkraft-
projekt und fragte ihn. Stein-
hardt und Flassbeck sagten zu.
Weitere Veranstaltungen sind in
Planung. Letztendlich will der

Verein die Demokratie durch
Diskurse im direkten Austausch
stärken.Trotz sozialerMedien ist
für die Vereinsmitglieder die
persönliche Begegnung ein tra-
gendes ElementderDemokratie.

–
Professionelles Auftreten
–

Röder legt großen Wert auf ein
professionelles Erscheinungs-
bild, für das er tief in seinepriva-
te Schatulle gegriffen hat. Ob die
Vortragsreihe in dem dichten
Vortragskalender der Stadt ihren
Platz findet, wird sich zeigen.
„Wir werden sehen, ob wir eine
Lücke füllen“, sagt er und ist da-
bei ziemlich gelassen. 450 per-
sönliche Einladungen hat der

Vereinverschickt. Der Vortrag ist
aber offen für alle Interessierte.
Bleibt die Frage, warum sich ein
Unternehmer der erneuerbaren
Energien nicht mit der Energie-
wende oder dem Klimawandel
beschäftigt. „Ich habe das Ge-
fühl, dass mein Unternehmen
läuft“, sagt Röder. Da könne er
nicht mehr tun. Also widmet
sich der studierte Germanist
und Philosoph derÖkonomie.

KLAUS RIEXINGER

> GESCHEITERTE GLOBALISIE-
RUNG, Vortrag von Heiner Flass-
beck und Paul Steinhardt, Don-
nerstag, 13. September, 19 Uhr,
Uni Freiburg, KG II, HS 2006, freier
Eintritt

KURZ GEFASST

ENTSENDEGESETZ ParisbautHürdenab

Frankreichwill dieMitarbeiterentsendung für Betriebe aus
demAusland erleichtern, so dass der Verwaltungsaufwand
nicht zu großwird. Dies teilt die Industrie- undHandelskammer
Südlicher Oberrheinmit. Bei einer EntsendungvonMitarbeitern
nach FrankreichmüssenUnternehmermit Sitz inDeutschland
bislangumfangreiche arbeits-, sozialversicherungsrechtliche
und steuerrechtliche Formalitäten sowieMeldepflichten
beachten. Daran hatte es heftige Kritik gegeben. Frankreich
ist für Unternehmen am südlichenOberrhein derwichtigste
Handelspartner innerhalb Europas. DieseWochewurde nun
das dafür angekündigte Gesetzveröffentlicht. Die IHKhofft
allerdings noch aufweitere Erleichterungen. DS

10 JAHRE FINANZKRISE (1): Warum zwei Volkswirte vor laxerer Regulierung warnen

Am15. September 2008
brachdieUS-Bank Lehman
Brothers zusammen. Inder
Folge stürzte dieWeltwirt-
schaft indie tiefsteKrise
seit 80 Jahren. ZweiVolks-
wirte beurteilen,wie die
Politik größereKatastro-
phenverhindernwollte,
undobwir bereits vor der
nächstenKrise stehen.

WACHSAM BLEIBEN
Die Finanzkrise war für Politik
und Wirtschaft ein Schock. Vier
Dinge waren damals vorrangig:
Die Zentralbanken mussten das
System mit umfangreichen Li-
quiditätsspritzen über Wasser
halten. Einzelne Institute muss-
ten abgewickelt oder rekapitali-
siert werden. Auf die Schnelle
mussten Konjunkturprogram-
me geschnürt werden, um die
Konsequenzen für die Realwirt-
schaft abzufedern. Und schließ-
lich musste präventiv die Regu-
lierung des Finanzsystems ver-
schärft werden, vor allem durch
deutlich höhere Eigenkapital-
vorgaben.Auchwennheuteviele
Banken eine Überregulierung
beklagen: Die Aufsicht musste
zwingend verschärft werden. In
den verrückten Zeiten vor der
Krise, als Banker mit Eigenkapi-
talrenditen von 25 Prozent
prahlten, nahmen sie dafür Risi-
ken auf sich, die sie in Wirklich-
keit garnicht schulternkonnten:
ein großer Schwindel gegenüber
der Öffentlichkeit. Die wichtigs-
te Baustelle der Regulierung
bleibt daher die Stärkung des Ei-
genkapitals. Man könnte sie ger-
nenochweiterverschärfen, auch
wenn es auf die Gewinne drückt.
Auch die härteren Vorschriften
für Vertrieb und Beratung von
Anlageprodukten machen das
Leben für die Banken zwarmüh-
samer, sind im Lichte der Erfah-
rung aber berechtigt. Schließlich
haben in der Krise private Anle-
ger erhebliche Verluste erlitten.
Das System ist heute deutlich

gefestigter als vor zehn Jahren.
Ein Motor der Immobilienblase,
die der Finanzkrise vorangegan-
gen war, war in den USA ja der
politische Wunsch, auch Haus-
halten mit kleinem Einkommen
das Eigenheim zu ermöglichen.
Diese Geschäfte auf Pump gin-
gen so lange gut, wie die Immo-
bilienpreise stiegen. Als sich der
Preistrend umkehrte, kam es zu
einer Abwärtsspirale, weil das
aus obskuren Finanzierungs-
instrumenten gebaute Karten-
haus einstürzte. Deswegen tra-
gen höhere Eigenmittelanfor-
derungen an Private zur Stabili-

tät des Systems bei, und
deswegen sehe ich bei uns auch
keine unmittelbare Gefahr einer
neuen Krise, selbstwenn die Im-
mobilienpreise wieder fallen
sollten. Bauchschmerzen macht
mir die noch immer ausstehen-
de Vollendung der Bankenunion
in der Eurozone. Diese bedarf ei-
ner einheitlichen Bankenauf-
sicht und Einlagensicherung.
Auch ist der Abbau der Überka-
pazitäten imBankensektor noch
lange nicht abgeschlossen.
Auf längere Sicht ist die viel-

leicht größte Gefahr, dass die
Krise wieder vergessen wird.
Nach der Weltwirtschaftskrise
der 1930er Jahre wurden viele
richtige Maßnahmen ergriffen,
die aber in den 80er und 90er
Jahren imZugeder großenDere-
gulierungswelle geschleift wur-
den. In Zeiten der Stabilität geht
dasRisikobewusstsein leichtver-
loren. Bereits heute ist die
Trump-Administration in den
USA daran, die Regulierungen
wieder zu lockern. Umso mehr
gilt es, das Bewusstsein für die
inhärente Instabilität des Fi-
nanzsystems zu bewahren.

>OLIVER LANDMANN lehrt
Ökonomie an der Universität Frei-
burg

GEFÄHRLICHE GELDPOLITIK
In der Frage, wieweit die Finanz-
krise inzwischen bewältigt wur-
de, gibt es Licht und Schatten.
Positiv ist, dassdieBankenheute
in ungleich besserem Zustand
sindalsvorderKrise.Damalswa-
ren sie gemeingefährlich unter-
kapitalisiert, betrieben hochris-
kante Geschäfte, die sie nicht
mehr absichern konnten, und
sie waren sehr stark untereinan-
der abhängig. Heute müssen
Banken deutlich mehr Eigenka-
pital haben, so dass sie weniger
verwundbar sind. Auch beim
Problem des „Too big to fail“ ist
man weitergekommen: Wenn
Banken zu großwurden, musste
man sie retten, um Katastro-
phen zu vermeiden. In der
Schweizwar das ein gigantisches
Problem: Jedes der zwei größten
Institute hatte eine Bilanzsum-
me, die deutlich größer war als
das Bruttoinlandsprodukt. Heu-
tebrauchenBankennebenmehr
Kapital auch Notfallpläne, wie
sie sich selbst im Krisenfall auf-
teilen würden. Dadurch ist die
Gefahr, mit Milliarden Banken
retten zu müssen, kleiner. Ent-
scheidend ist nun, die verschärf-
ten Anforderungen auf keinen
Fall zurückzufahren.
Negativ ist, dass wir seit 2008

wirtschaftlich in einem perma-
nenten Ausnahmezustand le-
ben: angefeuert durch die ex-
trem expansive Geldpolitik der
Notenbanken mit der langen
Nullzinsphase. Wir schwimmen
in einem Ozean der Liquidität,
der nur deswegen nicht zu einer
starken Inflation geführt hat,
weil die Banken große Teile der
Liquidität behalten oder in Ver-
mögenswerte investieren. Weil
dadurch aber Aktien und Immo-
bilien auf einem enorm hohen
Preisniveau gelandet sind, sind
die Indikatoren für mich über-
deutlich, dass es gefährliche Bla-
sen geben könnte. Wenn die Zin-
sen wieder steigen – und das
werden siewegen des Inflations-
risikosmüssen, dieUSAhaben ja
bereits damit begonnen – könn-
ten die Preise einbrechen. Ob-
wohl der Brandschutz des Sys-
tems heute besser ist, sehe ich
daher in den kommenden Jah-
ren Brandgefahr. Solange die
Geldpolitik nicht normalisiert
ist, haben wir die Finanzkrise
nicht überstanden. Auch wenn
wir dannmit den Nebenwirkun-
gen kämpfen müssen. In vielen
Ländern haben sich private
Haushalte stark verschuldet,
ebenso viele Staaten und Unter-
nehmen. Steigen die Zinsen
stark, werden viele Probleme be-
kommen. Wenn Italien wirklich
umsetzt, was sie vorhaben, wäre
die nächste Eurokrise schnell da.
Auchdeswegenmussdie EZBab-
warten. In der Eurozone bräuch-
te es dringend eine Fiskalunion
mit demÜbergang zu einer sub-
stantiellen gemeinsamen Fi-
nanz- und Haushaltspolitik, um
dieEurokrisen indenGriff zube-
kommen . Doch keinerwill das.
Dennochhalte iches fürwenig

wahrscheinlich, dass es dem-
nächst wieder eine globale Fi-
nanzkrise ähnlichen Ausmaßes
gebenwird. Aber dieNormalisie-
rung der Geldpolitik wird große
Verwerfungen bei Vermögens-
werten mit sich bringen, die zu
Schocks führen können. Wenn
ich dennoch nichtmit einerwei-
teren derartig großen Finanzkri-
se rechne, dann weil die Banken
heute besser kapitalisiert und
weniger anfällig gegenüber ei-
nem Einbruch der Vermögens-
preise sein dürften als noch vor
zehn Jahren.

> AMYO BRUNETTI lehrt Volks-
wirtschaft in Bern und berät die
Schweizer Regierung in Regulie-
rungsfragen. Soeben erschien sein
Buch „Ausnahmezustand: Das tur-
bulente Jahrzehnt nach der Gro-
ßen Finanzkrise“ (Hep, 24 Euro).
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Halbjahresbilanz
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Der großeRisiko-Schwindel

Symbol und Auslöser der Finanzkrise: Die Pleite der Lehman Brothers
brachte die Welt an den Rand einer Katastrophe. FOTO: DPA




